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Bürstadt                                           Stockstadt

Steuerlabyrinth?

Nicht den verlieren, 
wir helfen Ihnen gerne!!

  Faden
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 Termine April 2008 
 Termine Mai 2008  
 Gewinne aus Grundstücksveräußerung innerhalb der 
Spekulationsfrist nur bei Selbstnutzung steuerfrei 

 Bundesfinanzhof hält Kürzung der „Pendlerpauschale“ für 
verfassungswidrig 

 Veräußerungsgewinn: Freibetrag nur nach Vollendung des 
55. Lebensjahrs 

 Kleinunternehmerregelung gilt nicht, wenn 
Vorjahresumsatz die Grenze von 17.500 Euro überschritten 
hat 

 Abgrenzung von Erhaltungsaufwand oder 
Herstellungskosten bei gemischt genutzten Gebäuden 
erfordert Einzelfallprüfung 

 Keine Minderung der Einkünfte eines Kindes um Lohn- 
und Kirchensteuer sowie um Beiträge zu privaten 
Versicherungen 
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Termine April 2008 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei 
Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2

Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3

10.4.2008 14.4.2008 7.4.2008 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der 
darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit 
einer erfolgten Gewinnausschüttung an den 
Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.4.2008 14.4.2008 7.4.2008 
Sozialversicherung5 28.4.2008 entfällt entfällt 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2  Bei Zahlung durch Scheck ist ab dem 1.1.2007 zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne 

Fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Ab 2006 sind die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 

laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Ab 1. 
Januar 2008 gilt bei allen Krankenkassen ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis 
spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung 
durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt. 

Termine Mai 2008 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei 
Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

13.5.2008 16.5.2008 9.5.2008 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der 
darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit 
einer erfolgten Gewinnausschüttung an den 
Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen. 

Umsatzsteuer4 13.5.2008 16.5.2008 9.5.2008 
Gewerbesteuer 15.5.2008 19.5.2008 9.5.2008 
Grundsteuer 15.5.2008 19.5.2008 9.5.2008 
Sozialversicherung5 28.5.2008 entfällt entfällt 
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1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Es muss so frühzeitig überwiesen werden, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 
werden keine Säumniszuschläge erhoben. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit 

Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Ab 2006 sind die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 

laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Ab 1. 
Januar 2008 gilt bei allen Krankenkassen ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis 
spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (26.5.2008) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die 
Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

Gewinne aus Grundstücksveräußerung innerhalb der Spekulationsfrist nur 
bei Selbstnutzung steuerfrei 

Veräußerungsgewinne bei Grundstücken sind einkommensteuerpflichtig, wenn die 
Veräußerung innerhalb von zehn Jahren nach der Anschaffung erfolgt. Grundstücke sind 
Gebäude, selbstständige Gebäudeteile, Einfamilienhäuser, Eigentumswohnungen und in 
Teileigentum stehende Räume. 
Werden zu eigenen Wohnzwecken des Eigentümers genutzte Grundstücke veräußert, ist der 
erzielte Veräußerungsgewinn unter bestimmten Voraussetzungen nicht steuerpflichtig. Das 
Einkommensteuergesetz enthält zwei Bedingungen, von denen zumindest eine für die 
Ausnahme von der Besteuerung erfüllt sein muss: 
• Das Gebäude muss entweder im Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung 

ausschließlich oder 
• zumindest im Jahr der Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren 
zu eigenen Wohnzwecken genutzt worden sein. 
Nach einem Urteil des Finanzgerichts Münster1 dient eine Wohnung nur dann eigenen 
Wohnzwecken, wenn sie vom Eigentümer selbst, tatsächlich und auf Dauer bewohnt wird. Nicht 
ausreichend ist die sporadische Nutzung, etwa während Baumaßnahmen oder sonstigen 
Renovierungsarbeiten. 
Der Bundesfinanzhof wird die abschließende Entscheidung treffen müssen. 
 
 

Bundesfinanzhof hält Kürzung der „Pendlerpauschale“ für 
verfassungswidrig 

Der Bundesfinanzhof2 hat wegen der sog. Pendlerpauschale das Bundesverfassungsgericht 
angerufen. 
Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs handelt es sich bei den Aufwendungen für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte um Erwerbsaufwendungen. Der Gesetzgeber habe das 
Werkstorprinzip auch nicht folgerichtig umgesetzt, weil bestimmte Kosten, z. B. bei der 
doppelten Haushaltsführung, weiter geltend gemacht werden können. Außerdem verstoße das 
Abzugsverbot gegen das subjektive Nettoprinzip, weil sich Arbeitnehmer diesen  
                                                 
1 FG Münster, Urt. v. 18.6.2007, 1 K 3749/05, (Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, Az. BFH: IX B 159/07), EFG 2007, 

S. 1605, LEXinform 5005220. 
2 BFH, Beschl. v. 10.1.2008, VI R 17/07, VI R 27/07, DStR 2008, S. 188, LEXinform 5005959. 
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unvermeidlichen Ausgaben nicht entziehen können. Auch im Sozialhilferecht seien Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte zu berücksichtigen. 
Das Bundesverfassungsgericht wird voraussichtlich noch in diesem Jahr entscheiden. 
Hinweis: In der Steuererklärung 2007 sollten die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
ab dem 1. Entfernungskilometer angesetzt werden. Bei einer Ablehnung des Abzugs als 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten sollte unter Hinweis auf das anhängige Verfahren 
Einspruch eingelegt und Ruhen des Verfahrens beantragt werden. Der 
Einkommensteuerbescheid wird wahrscheinlich für diesen Punkt einen Vorläufigkeitsvermerk 
erhalten, so dass sich ein Einspruch dann erübrigt. 
 
 

Veräußerungsgewinn: Freibetrag nur nach Vollendung des 55. Lebensjahrs 
Zu den steuerpflichtigen Einkünften gehören auch Gewinne aus der Veräußerung und Aufgabe 
von Betrieben und Teilbetrieben. Dem Veräußerer steht auf Antrag ein Freibetrag in Höhe von 
45.000 € zu, wenn er das 55. Lebensjahr vollendet hat. Der Freibetrag ermäßigt sich um den 
Betrag, um den der Veräußerungsgewinn 136.000 € übersteigt. Der Freibetrag wird nur einmal 
gewährt und nur berücksichtigt, wenn der Veräußerer dies beantragt. Nicht verbrauchte Teile 
des Freibetrags können nicht bei einer anderen Veräußerung in Anspruch genommen werden. 
Die Gewährung des Freibetrags ist ausgeschlossen, wenn für eine Veräußerung oder Aufgabe, 
die nach dem 31.12.1995 erfolgt ist, ein Freibetrag (nach altem Recht) bereits gewährt worden 
ist. 
Bisher war streitig, ob es für die Gewährung des Freibetrags ausreichend war, dass das 
55. Lebensjahr bis zum Ende des Veranlagungszeitraums vollendet wurde. 
Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs3 reicht dies nicht aus. Für die Gewährung des 
Freibetrags ist Bedingung, dass der Veräußerer spätestens im Zeitpunkt der Veräußerung das 
55. Lebensjahr vollendet hat. 
Hinweis: Der Freibetrag wird auch gewährt, wenn der Veräußerer vor Vollendung des 
55. Lebensjahres im sozialversicherungsrechtlichen Sinne dauernd berufsunfähig ist. Das 
Merkmal der dauernden Berufsunfähigkeit muss bereits im Zeitpunkt der Veräußerung 
vorliegen. 
 
 

Kleinunternehmerregelung gilt nicht, wenn Vorjahresumsatz die Grenze von 
17.500 Euro überschritten hat 

Unternehmer, deren Gesamtumsatz im vorangegangenen Kalenderjahr nicht mehr als 17.500 € 
betragen hat und im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich nicht mehr als 50.000 € betragen 
wird, können die Kleinunternehmerregelung in Anspruch nehmen, also keine Umsatzsteuer 
berechnen. Sie können dann auch keine Vorsteuer abziehen. 
Ein Unternehmer hatte im Jahr 2002 einen Umsatz von 42.340 € und im Jahr 2003 von 8.700 € 
erzielt und beanspruchte für 2003 die Kleinunternehmerregelung, weil sein Gesamtumsatz im 
Kalenderjahr weder die Grenze von 17.500 € noch die von 50.000 € überschritten hatte. 
Der Bundesfinanzhof4 setzte dagegen 1.200 € (16 % aus 8.700 €) Umsatzsteuer fest, weil im 
Vorjahr die Jahresumsatzgrenze von 17.500 € überschritten worden war. Dabei war die weitere 
Umsatzgrenze von 50.000 € unerheblich, weil diese nur für den Fall Bedeutung hat, dass der 
Umsatz des vorangegangenen Jahres niedriger als 17.500 € war. 

                                                 
3 BFH, Urt. v. 28.11.2007, X R 12/07, BFH/NV 2008, S. 288, LEXinform 0588248. 
4 BFH, Beschl. v. 18.10.2007, V B 164/06, BFH/NV 2008, S. 325, LEXinform 5005844. 
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Hinweis: Optiert ein Unternehmer zur Umsatzsteuer, obwohl die Umsatzgrenze von 17.500 € 
nicht überschritten wird, ist er daran fünf Kalenderjahre gebunden.5 Ein Widerruf der Option ist 
bis zur Unanfechtbarkeit der Steuerfestsetzung des ersten Kalenderjahrs möglich. Dies 
bedeutet aber, dass alle Rechnungen, in denen Umsatzsteuer ausgewiesen wurde, berichtigt 
und den Empfängern der Leistung übersandt werden müssen. Andernfalls muss die 
Umsatzsteuer als unberechtigt in Rechnung gestellt an das Finanzamt abgeführt werden. 
 
 

Abgrenzung von Erhaltungsaufwand oder Herstellungskosten bei gemischt 
genutzten Gebäuden erfordert Einzelfallprüfung 

Bei Baumaßnahmen an Gebäuden stellt sich die Frage, ob es sich um 
Erhaltungsaufwendungen oder Herstellungskosten handelt. Während Erhaltungsaufwendungen 
sofort abzugsfähig sind, müssen Herstellungskosten auf die Nutzungsdauer des Gebäudes 
verteilt werden. 
Der Bundesfinanzhof6 hatte über den Umbau von Praxisräumen im Erdgeschoss eines 
Zweifamilienhauses nach einem Wasserschaden zu entscheiden. Hierbei wurden eine 
Zwischenwand entfernt, Türen verlegt, eine Tür durch eine Fensteranlage ersetzt und eine neue 
Heizung eingebaut. Die im Obergeschoss gelegenen Wohnräume wurden nicht verändert. Der 
Hauseigentümer machte die Baukosten als Erhaltungsaufwand geltend, da sie nicht zu einer 
wesentlichen Verbesserung des Gesamtgebäudes geführt hatten. Das Finanzamt bewertete sie 
jedoch als Herstellungskosten. 
Das Gericht konnte nicht endgültig entscheiden, gab aber den Hinweis, dass hinsichtlich der 
wesentlichen Verbesserung nicht auf das Gesamtgebäude, sondern auf die Praxisräume 
abzustellen ist, weil Praxis- und Wohnräume verschiedene Wirtschaftsgüter sind. Sollten die 
Praxisräume wegen der besseren Nutzbarkeit durch den Mieter umgebaut worden sein, sind die 
Baumaßnahmen als Herstellungskosten zu bewerten. 
 
 

Keine Minderung der Einkünfte eines Kindes um Lohn- und Kirchensteuer 
sowie um Beiträge zu privaten Versicherungen 

Die Frage, wie das kindergeldrelevante Einkommen zu ermitteln ist, dürfte nach wie vor 
ungeklärt sein. Der Bundesfinanzhof7 hat sich erneut zur Berücksichtigung von bestimmten 
Aufwendungen des Kindes geäußert. Nach Auffassung des Gerichts können 
• Lohn- und Kirchensteuer, 
• Beiträge zu einer privaten Zusatzkrankenversicherung, 
• Prämien für eine Kfz-Haftpflichtversicherung, 
• Beiträge für eine private Rentenversicherung, 
bei der Ermittlung des Jahresgrenzbetrags nicht berücksichtigt werden. 
Die Nichtberücksichtigung der Lohn- und Kirchensteuer begründet das Gericht damit, dass 
diese Einbehalte, anders als z. B. die Sozialversicherung, erstattet werden. Private 
Versicherungsprämien können grundsätzlich nicht berücksichtigt werden. Das gilt auch für 
private Rentenversicherungsbeiträge, wenn das Kind in der gesetzlichen Rentenversicherung 
pflichtversichert ist. 
 

                                                 
5 § 19 Abs. 2 UStG. 
6 BFH, Urt. v. 25.9.2007, IX R 28/07, BFH/NV 2008, S. 272, DB 2008, S. 100, LEXinform 0588251. 
7 BFH, Urt. v. 26.9.2007, III R 4/07, DStR 2008, S. 244, LEXinform 0588106. 


